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1. Plangebiet 

1.1 Räumlicher Geltungsbereich 

Das Plangebiet der 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 238 – Katharinenstraße/ 
Schulstraße – liegt im östlichen Bereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes und 
umfasst den Bereich der ehemaligen Grubenanschlussbahn, Teilbereiche der 
Verkehrsfläche des Johannes-Kampmeyer-Wegs sowie den angrenzenden Bereich 
nördlich des Johannes-Kampmeyer-Wegs. 

Der räumliche Geltungsbereich umfasst die Flächen der Gemarkung Recklinghausen, 
Flur 451, Flurstücke 35 (teilweise), 84, 86, 149 und 151 sowie Flur 452, Flurstücke 8, 
9, 12, 13, 423 bis 425, 429 (teilweise), 430 bis 432 sowie 585 (teilweise). 

Die Flächen innerhalb des Geltungsbereiches sind im rechtskräftigen Bebauungsplan 
teilweise als Grünfläche mit der Zweckbestimmung Bauspielfarm, teilweise als Fläche 
für die Wasserwirtschaft oder als Verkehrsfläche festgesetzt. Ein Teilbereich ist als 
Fläche für Bahnanlagen (ehemalige Grubenanschlussbahn) nachrichtlich dargestellt.  

 

1.2 Beschreibung des Gebietes 

Die Fläche der ehemaligen Bauspielfarm befindet sich innerhalb des Baugebietes am 
Johannes-Kampmeyer-Weg und ist momentan eine brachliegende Grünfläche. Die 
vorige Nutzung als Bauspielfarm wurde aufgeben. Mit der 7. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 238 – Katharinenstraße/Schulstraße – sollen die oben 
genannten Flächen im Zuge der Neuplanung angepasst werden. 

  

2. Flächennutzungsplan und andere (übergeordnete) Planungen 
2.1 Verhältnis zur Landesplanung 

Der Regionalplan für den Regierungsbezirk Münster, Teilplan „Emscher-Lippe“ ist seit 
dem 12.11.2004 rechtskräftig. Der Änderungsbereich wird im Regionalplan als 
Allgemeiner Siedlungsbereich (ASB) festgelegt. Der Bebauungsplan ist somit an die 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung angepasst. 

 

2.2 Landschaftsplan 

Der Landschaftsplan Nr. 5 „Emscherniederungen“ des Kreises Recklinghausen trifft 
für die Fläche des Geltungsbereichs der 7. Änderung des Bebauungsplans Nr. 238 – 
Johannes-Kampmeyer-Weg keine Festsetzungen.  

Die Entwicklungskarte zum Landschaftsplan und der Satzungstext definieren für den 
Bereich der ehemaligen Bauspielfarm das Entwicklungsziel I.III „Erhaltung der 
Freiraumfunktion der innerstädtischen Grünzüge“. Für den Bereich des 
Entwicklungsziels werden keine Schutzausweisungen gemäß Landschaftsgesetz 
NRW (LG NRW) festgelegt. 

Dem Ziel der Entwicklungskarte wird durch die Festsetzung der ehemaligen Fläche 
für Bahnanlangen als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage 
und durch eine behutsame und durchgrünte Nachverdichtung des bestehenden 
Quartiers Rechnung getragen.    
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2.3 Flächennutzungsplan (FNP) 

Der Flächennutzungsplan der Stadt Recklinghausen (Stand 23.01.2018) stellt den 
nördlichen Teil des Planänderungsbereiches (ehemalige Grubenanschlussbahn) als 
Grünfläche dar. Der Bereich südlich der ehemaligen Grubenanschlussbahn (Fläche 
der ehemaligen Bauspielfarm) ist in Teilbereichen als Fläche für die Wasserwirtschaft 
sowie als Wohnbaufläche dargestellt. 

Der Bebauungsplan ist somit aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 

 

2.4 Gestaltungssatzung 

Für den Bereich des Bebauungsplans existiert die Satzung vom 16.07.2003 über die 
äußere Gestaltung baulicher Anlagen (Gestaltungssatzung) im Bereich des 
Bebauungsplanes Nr. 238 – Katharinenstraße/Schulstraße. Die Gestaltungssatzung 
gilt, da es sich vormals um eine öffentliche Grünfläche handelte, aktuell nicht für den 
Bereich der siebten Änderung des Bebauungsplans.  

Durch die Änderung des Bebauungsplans soll auf der genannten Fläche die 
Erweiterung des bestehenden Wohngebiets ermöglicht werden. Zur Sicherung einer 
durchgängigen Gestaltqualität des Gesamtquartiers soll der Geltungsbereich der 
Satzung im Zuge der Änderung des Bebauungsplans angepasst und der Bereich der 
7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 238 – Katharinenstraße/Schulstraße – mit 
einbezogen werden. Die Anpassung soll zum Satzungsbeschluss der 
Bebauungsplanänderung abgeschlossen sein. 

 

3. Anlass und Ziel der Änderung des Bebauungsplanes 
Der Bebauungsplan Nr. 238 - Katharinenstraße/Schulstraße - ist seit dem 21.12.2000 
rechtskräftig. Der Bebauungsplan wurde insbesondere mit dem Ziel, die 
planungsrechtlichen Festsetzungen den Wohnbedürfnissen der Bevölkerung 
anzupassen aufgestellt.  

Aus Sicht der Stadtentwicklung kam dem oben genannten Bebauungsplan eine 
besondere Bedeutung zu, da dort ein verkehrlich und infrastrukturell günstig 
gelegenes Wohngebiet aufgrund der großzügigen Blockinnenbereiche städtebaulich 
sinnvoll ergänzt werden konnte. Durch die Neuordnung und die bauliche Ergänzung 
der Blockinnenbereiche der „Alten Kolonie Suderwich“ zwischen Ehlingstraße und 
Henrichenburger Straße beziehungsweise der Katharinen- und der Schulstraße 
wurde das Angebot attraktiver Wohnbaugrundstücke ergänzt. Dieses Planungsziel 
wurde auch in den nachfolgenden Änderungen verfolgt. 

Der Anlass für die Aufstellung der 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 238 – 
Katharinenstraße/Schulstraße, nördlich des Johannes-Kampmeyer-Wegs, ist die 
Aufgabe der ehemaligen Bauspielfarm im Kreuzungsbereich der Schulstraße und des 
Johannes-Kampmeyer-Wegs, Gemarkung Recklinghausen, Flur 452, Flurstück 432. 

Dieses Grundstück ist im Bebauungsplan als Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
„Bauspielplatz“ festgesetzt. Die damalige Nutzung wurde aufgegeben und die 
Beschränkung der Bebaubarkeit ist nicht mehr notwendig. 

Gemäß den Zielen des Bebauungsplans Nr. 238 ist das Ziel der 7. Änderung die 
Anpassung der Festsetzungen hinsichtlich der Art der baulichen Nutzungen für 
diesen Bereich. Es sollen Baugrundstücke nördlich des Johannes-Kampmeyer-Wegs 
entstehen. Durch differenzierte Festsetzungen im Bebauungsplan soll eine 
qualitätsvolle räumliche Ergänzung des bestehenden Baugebiets gesichert werden. 
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Zur Umsetzung dieser Planungsziele und zur Sicherung der städtebaulichen 
Entwicklung und Ordnung besteht ein Planerfordernis gemäß § 1 Abs. 3 
Baugesetzbuch (BauGB). 

 

4. Planverfahren 
Durch die Planung soll ein überplantes Gebiet weiterentwickelt werden. Somit liegen 
die Voraussetzungen für die Anwendung des Verfahrens für Bebauungspläne der 
Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB vor.  

Entsprechend § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gilt bei Bebauungsplänen der 
Innenentwicklung bis zu einer Grundfläche von weniger als 20.000 Quadratmetern, 
dass die Voraussetzungen für einen bestandsorientierten Bebauungsplan im Sinne 
des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB (keine Erforderlichkeit eines Ausgleichs für Eingriffe in 
Natur und Landschaft) gegeben sind. In diesem Bauleitplanverfahren gelten gemäß § 
13a BauGB die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 
BauGB. Es wird daher von der Umweltprüfung, dem Umweltbericht, der Angabe, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, und von der 
zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen.  

Außerdem gelten Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu 
erwarten sind, als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Auf die 
Bilanzierung von Eingriffen und die Festsetzung von Ausgleichsmaßnahmen wird 
daher verzichtet. 

Es wird von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 
Abs. 1 BauGB abgesehen und eine öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB 
durchgeführt. Die Stellungnahmen der nach § 4 Abs. 2 beteiligten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange werden parallel eingeholt.  

Der Ausschuss für Stadtentwicklung hat in seiner Sitzung am 08.11.2017 die 
öffentliche Auslegung der Planunterlagen beschlossen. Die öffentliche Auslegung 
sowie die Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange wurde in der Zeit 
vom 22.11.2017 bis 22.12.2017 einschließlich durchgeführt. 

Hierbei sind von der Öffentlichkeit sowie von den Behörden und Trägern öffentlicher 
Belange Stellungnahmen eingegangen, die einer Abwägung durch den Rat der Stadt 
Recklinghausen bedürfen. 

 

5. Planinhalte und Festsetzungen 
5.1 Art der baulichen Nutzung 

Die Fläche der ehemaligen Bauspielfarm wird als Ergänzung und in Anlehnung an die 
bestehende Bebauungsstruktur und den Gebietscharakter als reines Wohngebiet 
(WR) gemäß § 3 Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt. Reine Wohngebiete 
dienen gemäß § 3 Abs. 1 BauNVO dem Wohnen. In reinen Wohngebieten sind 
Wohnen und Anlagen für die Kinderbetreuung, die den Bedürfnissen der Bewohner 
des Gebietes dienen allgemein zulässig. 

Stellplätze und Garagen sind in reinen Wohngebieten laut § 12 Abs. 2 BauNVO nur 
für den durch die zugelassene Nutzung verursachten Bedarf zulässig. 

 

5.2 Maß der baulichen Nutzung 

Die baulichen Anlagen sollen sich hinsichtlich des Maßes der baulichen Nutzung in 
das bestehende Baugebiet einfügen. Um eine maßvolle Grundstücksausnutzung und 
die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu 
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wahren, wird die Grundflächenzahl (GRZ) im WR-Gebiet an der Schulstraße auf 0,4 
festgesetzt, die Geschossflächenzahl (GFZ) auf 1,2. Die GRZ für das WR-Gebiet am 
Johannes-Kampmeyer-Weg wird auf 0,4 und die GFZ auf 0,8 festgesetzt.  

Gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO dürfen die Grundflächen von Garagen und Stellplätze, 
Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO sowie bauliche Anlagen unterhalb der 
Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, die GRZ 
um bis zu 50 von Hundert überschreiten. 

Hinsichtlich der Anzahl der Vollgeschosse ist im Bereich der Schulstraße die Zahl der 
Vollgeschosse zwingend auf drei Vollgeschosse festgesetzt. Die Bebauung an der 
Schulstraße soll sich damit zum einen in die Geschossigkeit der Umgebung einfügen 
und zum anderen die Bebauung am Johannes-Kampmeyer-Weg vor dem 
Verkehrslärm der Schulstraße schützen. Zur Wahrung und zur Ergänzung der 
Homogenität des Baugebietes ist für den Bereich am Johannes-Kampmeyer-Weg 
das Höchstmaß der Zahl der Vollgeschosse auf zwei Vollgeschosse festgesetzt. 

 

5.3 Bauweise 

Im WR-Gebiet an der Schulstraße wird eine geschlossene Bauweise festgesetzt. In 
der geschlossenen Bauweise werden die Gebäude ohne seitlichen Grenzabstand 
errichtet und die bestehende Baustruktur entlang der Schulstraße ergänzt. In dem 
WR-Gebiet am Johannes-Kampmeyer-Weg wird eine offene Bauweise festgesetzt 
um die Körnigkeit und Struktur des vorhandenen Baugebiets aufzunehmen und 
fortzuführen. In der offenen Bauweise müssen die Gebäude mit seitlichem 
Grenzabstand errichtet werden. Im Plangebiet sind sowohl Bereiche festgesetzt, die 
nur mit Einzelhäusern bebaut werden dürfen als auch Bereiche in denen Einzel- und 
Doppelhäuser zulässig sind. Diese Struktur fügt sich in die aufgelockerte Baustruktur 
der Umgebung ein. Um die Anzahl der Überfahrten über die Entwässerungsmulde im 
Bereich der Verkehrsfläche des Johannes-Kampmeyer-Wegs zu minimieren, sind in 
diesem Bereich nur Einzelhäuser zulässig. 

 

5.4 Überbaubare Grundstücksfläche 

Im östlichen Planbereich entlang der Schulstraße wird ein nordsüdlich verlaufender 
fünf Meter breiter Bereich als Fläche für die Wasserwirtschaft festgesetzt. Die Fläche 
beinhaltet das vormals dort befindliche zwei Meter breite Leitungsrecht gemäß § 9 
Abs. 21 BauGB für einen Regenwasserkanal, welcher der Ableitung des 
Niederschlagswassers in ein sonstiges Gewässer diente und nicht überbaut werden 
durfte. Um die Bebauungsstruktur an dieser Stelle zu regulieren und eine der 
Schulstraße zugehörige Straßenrandbebauung zu ermöglichen, ist im Bereich der 
Schulstraße ein Baufeld in einer Tiefe von 16 Metern durch Baugrenzen definiert. Die 
direkt an die Fläche für die Wasserwirtschaft angrenzende Baugrenze unterstützt den 
Eindruck der straßenbegleitenden Bebauung. 

Der Bereich der am Johannes-Kampmeyer-Weg verlaufenden Entwässerungsmulde 
wird als drei Meter breite Fläche für die Wasserwirtschaft festgesetzt. Aus 
städtebaulicher Sicht ist der beidseitige Anbau an den Johannes-Kampmeyer-Weg 
gewünscht. Daher wird die Baugrenze direkt an der Fläche für die Wasserwirtschaft 
festgesetzt. Um die Idee der straßenbegleiteten Bebauung zu verfolgen und ein 
Abrücken der Wohngebäude von der Straße zu regulieren, ist das Baufenster auf 
eine maximale Tiefe von 12 Metern festgesetzt. Bei den Grundstücken direkt nördlich 
angrenzend an den Johannes-Kampmeyer-Weg dürfen Terrassenüberdachungen 
und Wintergärten die überbaubaren Grundstücksflächen ausnahmsweise 
überschreiten. Eine Überschreitung ist aber nur in den dafür vorgesehenen und in der 
Planzeichnung dargestellten Flächen zulässig. 
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Die Baufelder im Bereich südlich des Bahndamms haben eine Tiefe von 14 Metern 
und sind somit so großzügig bemessen, dass keine gesonderten Flächen für eine 
Überschreitung ausgewiesen werden. Eine Überschreitung der Baugrenzen mit 
Terrassenüberdachungen und Wintergärten ist nicht zulässig. 

Die innerhalb der Fläche für die Wasserwirtschaft liegende Entwässerungsmulde des 
Johannes-Kampmeyer-Wegs sowie der Entwässerungsgraben entlang der 
Schulstraße dürfen, mit Ausnahme der Stichstraßenzufahrten und der 
Grundstückszufahrten im westlichen Teil des Plangebiets am Johannes-Kampmeyer-
Weg, nicht überbaut werden.  

 

5.5 Zahl der Wohneinheiten 

Für die mit „A“ gekennzeichneten reinen Wohngebiete wird festgesetzt, dass je 
Wohngebäude als Einzelhaus maximal zwei Wohneinheiten und je Doppelhaushälfte 
maximal eine Wohnung zulässig sind, um eine übermäßige Verkehrsbelastung in den 
sparsam dimensionierten Wohnstraßen etwa auch durch den hohen Stellplatzbedarf 
zu vermeiden. 

In dem mit „B“ gekennzeichneten reinen Wohngebiet sind ausreichend Möglichkeiten 
zur Errichtung von Mehrfamilienhäusern gegeben. 

 

5.6 Flächen für förderfähige Wohngebäude 

Das an die Schulstraße angrenzende reine Wohngebiet (WR-Gebiet „B“) wird als 
Fläche gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB festgesetzt, auf der Wohngebäude errichtet 
werden sollen, die die Voraussetzungen für die soziale Wohnraumförderung erfüllen.  

Aus dieser Festsetzung ergibt sich jedoch weder eine Verpflichtung zur Bereitstellung 
von Wohnungsbaufördermitteln für die Bewilligungsstellen, noch verbietet sie es dem 
Eigentümer, ohne Inanspruchnahme von Mitteln des öffentlich geförderten 
Wohnungsbaus ein Wohngebäude zu errichten. Auch die Rechtsform der Nutzung 
(Miet- oder Eigentumswohnungen) bleibt offen. Zulässig sind aber nur solche 
Wohngebäude, die nach Wohnungsart, Größe, Ausstattung und städtebaulichen 
Anforderungen die Voraussetzungen, unter denen öffentliche 
Wohnungsbauförderungsmittel gewährt werden können, erfüllen. 

Mit dieser Festsetzung soll dem vom Rat der Stadt Recklinghausen beschlossenen 
Handlungskonzept Wohnen Rechnung getragen werden, in dem die Versorgung mit 
adäquatem Wohnraum für alle Bevölkerungsschichten als Ziel formuliert ist. Durch 
die Festsetzung werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung 
eines diesem Zweck dienenden Wohngebäudes geschaffen. 

 

5.7 Verkehrserschließung 

Im Geltungsbereich der 7. Änderung des Bebauungsplans Nr. 238 – 
Katharinenstraße/Schulstraße – soll die vorhandene Siedlungsstruktur durch die 
Schaffung von Baufeldern auf der Fläche der ehemaligen Bauspielfarm sinnvoll 
ergänzt werden. 

An die bestehende Verkehrsfläche des Johannes-Kampmeyer-Wegs werden zwei 
verkehrsberuhigte Stichstraßen angeschlossen. Zur Gewährleistung einer geordneten 
Erschließung der anliegenden Grundstücke und zur gleichzeitigen Unterbringung 
öffentlicher Stellplätze soll die östliche Stichstraße, von der Schulstraße aus gesehen, 
in einer Breite von 6,50 Metern hergestellt werden. Um Stellplätze innerhalb der 
Verkehrsfläche anordnen zu können und die Lage und Anzahl der 
Grundstückszufahrten regulieren zu können sind Bereiche festgesetzt, in denen keine 
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Ein- und Ausfahrten zulässig sind. Die westliche Stichstraße soll in einer Breite von 
4,5 Metern hergestellt werden. Diese Stichstraße soll die neuen Grundstücksbereiche 
beidseitig erschließen. Aufgrund der Erschließungssituation und der Anzahl an 
Grundstückszuwegungen sind in dieser Stichstraße keine öffentlichen Stellplätze 
vorgesehen. 

Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung beinhaltet des Weiteren Teile der 
Verkehrsfläche des Johannes-Kampmeyer-Wegs, da die geänderte Planung und die 
neu hinzugekommenen Einfahrtsbereiche einer Anpassung der Anordnung und 
Anzahl der öffentlichen Stellplätze und der Baumstandorte bedürfen. Im Rahmen der 
7. Änderung des Bebauungsplans Nr. 238 – Katharinenstraße/Schulstraße – werden 
keine Baumstandorte festgesetzt, bestehende Baumstandorte sollen erhalten 
werden.  

Um auch in Notfällen die Erschließung beispielsweise mit Feuerwehrfahrzeugen zu 
sichern, sind die Abmessungen der Kurven- und Einmündungsbereiche der 
Stichwege entsprechend dimensioniert. 

Die im Bebauungsplan nachrichtlich übernommene Fläche der ehemaligen 
Grubenanschlussbahn wird im Zuge der 7. Änderung des Bebauungsplans Nr. 238 – 
Katharinenstraße/Schulstraße – angepasst. Diese Fläche ist aus der Bahnaufsicht 
entlassen worden und wird, entsprechend der Darstellung des Flächennutzungsplans 
der Stadt Recklinghausen als öffentliche Grünfläche festgesetzt. Derzeit wird ein 
Rad- und Fußweg auf dem ehemaligen Bahndamm angelegt. 

 

5.8 Öffentliche Grünfläche 

Im nördlichen Planbereich befindet sich eine öffentliche Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung Parkanlage. Bei dieser Fläche handelt es sich um den Bahndamm 
der ehemaligen Grubenanschlussbahn, welche mittlerweile aus der Bahnaufsicht 
entlassen wurde.  

Die Fläche befindet sich im Besitz des Regionalverbands Ruhr (RVR) und wird 
derzeitig als Fuß- und Radwegeverbindung in Ost-West-Richtung ausgebaut.  

Die westlich der Katharinenstraße festgesetzte Grünfläche ist ebenfalls Teil der 
öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage. 

 

5.9 Ver- und Entsorgung 

Im Plangebiet verläuft nördlich des Johannes-Kampmeyer-Wegs eine 
Entwässerungsmulde sowie ein nordsüdlich verlaufender Entwässerungsgraben 
entlang der Schulstraße. Die Flächen werden als Fläche für die Wasserwirtschaft 
festgesetzt. Um die Aufnahme der durch die neuen Baugrundstücke zusätzlich 
anfallenden Regenwassermengen zu ermöglichen, wird die Fläche für die 
Wasserwirtschaft breiter als die bestehenden Leitungsrechte festgesetzt, um einen 
notwendigen Ausbau der vorhandenen Gräben und Mulden realisieren zu können. 
Zur Wahrung der Funktionsfähigkeit der oben genannten Flächen für die 
Wasserwirtschaft werden Bereiche festgesetzt, in denen keine Ein- und Ausfahrten 
zulässig sind.  

Ver- und Entsorgungsleitungen der Leitungsträger 

Im Bereich des Bahndamms verlaufen Leitungs- und Versorgungstrassen von 
verschiedenen Leitungsträgern, deren genaue Lage nicht abschließend geklärt 
werden können.  

Im Bereich der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage 
(Bahndamm der ehemaligen Grubenanschlussbahn) wird daher ein Geh-, Fahr- und 
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Leitungsrecht zu Gunsten der Leitungsträger festgesetzt, um so die für die 
vorhandenen und die neu geplanten Leitungs- und Versorgungstrassen erforderlichen 
Flächen planungsrechtlich zu sichern. Nach Stellungnahme der Uniper Kraftwerke 
GmbH im Rahmen der Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange 
verlaufen in der öffentlichen Grünfläche westlich der Katharinenstraße ebenfalls 
Leitungs- und Versorgungstrassen. Da keine Bautätigkeiten innerhalb der Fläche des 
ehemaligen Bahndamms geplant und auch zukünftig nicht zu erwarten sind, wurde 
auf die Festsetzung eines Geh-, Fahr- und Leitungsrecht auf dieser untergeordneten 
Fläche zu Gunsten der Leitungsträger verzichtet. 

Im westlichen Bereich des Plangebietes, dreiseitig umschlossen von der Fläche für 
die Wasserwirtschaft und anliegend der Verkehrsfläche der Katharinenstraße befindet 
sich eine Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung Elektrizität. 
Diese Fläche dient der Versorgung des Gebiets mit Elektrizität. 

 

6. Sonstige Planungsbelange 
6.1. Entwässerung 

Entwässerung 

Die Entwässerung des Plangebiets erfolgt im Trennsystem. Das Schmutzwasser wird 
in den vorhandenen Sammler im Johannes-Kampmeyer-Weg eingeleitet. 

Das Niederschlagswasser wird dem Gewässer Suderwicher Bach nördlich der 
ehemaligen Grubenanschlussbahnlinie zugeführt. 

Die Fläche für die Wasserwirtschaft nördlich der Fläche der ehemaligen Bauspielfarm 
muss im Rahmen der Erschließung ausgebaut werden. Sie dient nicht nur der 
Entwässerung der geplanten Wohnbauflächen, sondern auch der vorhandenen 
Bebauung im Westteil des Johannes-Kampmeyer-Weges. 

Die an den nördlichen Graben grenzenden Grundstücke sind an diesen Graben 
anzuschließen. Die Ausführung des Grabens und die Notwendigkeit einer 
Rückhaltung in der nördlichen Grabenfläche sind mit der unteren Wasserbehörde des 
Kreises Recklinghausen abzustimmen. 

Die Grundstücke am Johannes-Kampmeyer-Weg sowie die Grundstücke, die nicht 
direkt an den nördlichen Graben angeschlossen werden können, leiten ihr 
Niederschlagswasser in die am Johannes-Kampmeyer-Weg vorhandene Mulde ein, 
die zur Ableitung der zusätzlichen Wassermengen in Breite und Höhe angepasst 
werden muss. Die Überfahrten zu den Grundstücken und Stichwegen sind als Rinnen 
auszuführen. Die Querungen der Mulden sind auf die beiden westlichen Grundstücke 
und die beiden Stichwege zu begrenzen, um die Funktionalität der Rasenmulden zu 
erhalten.  

Die zur Offenlage im textlichen Teil des Planes unter Punkt 1.8. Niederschlagswasser 
getroffenen Festsetzungen wurden aus dem Ursprungsplan übernommen und in 
einzelnen Passagen ergänzt. Nach der Stellungnahme der Unteren Wasserbehörde 
des Kreises Recklinghausen wurden die nicht den Geltungsbereich betreffenden 
Passagen zur Klarstellung entfernt. 

6.2. Immissionsschutz 

Lärmimmission 

Entsprechend § 1 Abs. 6 BauGB sind bei der Bauleitplanung die Belange des 
Umweltschutzes zu berücksichtigen. Nach § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) sind die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so 
zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder 
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überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete soweit wie möglich vermieden 
werden.  

Nach diesen gesetzlichen Anforderungen ist es geboten, die Belange des 
Schallschutzes in die Abwägung mit den übrigen Planungsabsichten einzubeziehen. 

Im Folgenden wird ausschließlich das Thema Verkehrslärm abgehandelt. Das Thema 
Gewerbelärm wurde in diesem Verfahren nicht untersucht, da die neue 
Wohnbebauung nicht näher an die bestehenden Gewerbebetriebe an der 
Schulstraße/Ehlingstraße nördlich des Plangebietes heranrückt als die vorhandenen 
Wohnnutzungen. Des Weiteren befindet sich der Bahndamm der ehemaligen 
Grubenanschlussbahn zwischen der gewerblichen Nutzung und dem neuen 
Wohngebiet, welcher das Wohngebiet zusätzlich abschirmt. Es ist daher nicht davon 
auszugehen, dass es zu Einwirkungen bezogen auf den Gewerbelärm kommt. 

Straßenverkehrsimmissionen 

Um Aussagen zu den allgemeinen Anforderungen bezüglich 
Straßenverkehrsimmissionen zu erhalten, wurde durch den Fachbereich 61/4 – 
Verkehrsplanung – der Stadtverwaltung Recklinghausen eine schalltechnische 
Untersuchung des Geltungsbereiches der 7. Änderung des Bebauungsplans Nr. 238 
– Katharinenstraße/Schulstraße – durchgeführt. Die Berechnung der Emissionspegel 
als Ausgangsgröße für die Berechnung der Schallimmissionen aus dem 
Straßenverkehr erfolgt entsprechend der Richtlinie für Lärmschutz an Straßen (RLS 
90). Für die Verkehrsbelastung durch Kraftfahrzeuge auf den Straßen des 
Planbereichs wurde einerseits die Verkehrsdaten des Verkehrsnetzmodells der Stadt 
Recklinghausen (Prognose 2025) und anderweitig Werte für Gemeindestraßen mit 
Sammelfunktion bzw. Anliegerstraße zugrunde gelegt. 

Schallemissionen aus Schienenverkehr 

Die Berechnung der Emissionspegel als Ausgangsgröße für die Berechnung der 
Schallimmissionen aus Schienenverkehr erfolgt entsprechend der Richtlinie für den 
Lärmschutz an Schienen (SCHALL 03). 

Für die Streckenbelastung des Schienenverkehrs auf der Hamm-Osterfelder-
Güterstrecke im Südosten des Planbereichs wurden die Verkehrsdaten der 
Lärmkartierung des Eisenbahnbundesamtes zugrunde gelegt und auf den 
Prognosefall hochgerechnet. 

Der Gesamtpegel zum Tagzeitraum liegt laut der Berechnung der Emissionspegel 
nach SCHALL 03 ohne Schienenbonus bei 71,5 dB (A). Zum Nachtzeitraum liegt der 
Gesamtpegel bei 73,2 dB (A). 

Beurteilung der Lärmbelastung 

Die Nutzung der Wohnbebauung im Geltungsbereich der 7. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 238 – Katharinenstraße/Schulstraße – ist als reines Wohngebiet 
(WR) in dreigeschossiger, geschlossener Bauweise zur Schulstraße hin und bis zu 
zweigeschossig in offener Bauweise am Johannes-Kampmeyer-Weg festgesetzt. 

In der Tabelle 3 der DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ liegen folgende 
schalltechnische Orientierungswerte für diese Gebietsausweisung, bezogen auf den 
Verkehrslärm, vor: 

Schutzwürdigkeit Schalltechnische Orientierungswerte 
in dB (A) 

 tags nachts 

Reines Wohngebiet (WR) 50 40 
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Beurteilungszeiträume: 

Beurteilungszeitraum – Tagzeit: 6.00 Uhr – 22.00 Uhr 

Beurteilungszeitraum – Nachtzeit: 22:00 Uhr – 6:00 Uhr 

Für die zu untersuchenden, geplanten Gebäude der 7. Änderung innerhalb des 
Bebauungsplans Nr. 238 sind die Verkehrslärmimmissionen, verursacht durch die 
Verkehrsgeräusche der Kraftfahrzeuge auf der „Schulstraße“, maßgebend. 

Die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 für ein reines Wohngebiet 
von 50 dB (A) für den Tagzeitraum und 40 dB (A) für den Nachtzeitraum werden im 
„inneren“ Bereich des Untersuchungsgebietes weitestgehend eingehalten bzw. 
unterschritten. 

Im östlichen Bereich werden an den Fassaden, die zur „Schulstraße“ hin ausgerichtet 
sind, die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 für ein WR-Gebiet 
durch Straßenverkehrslärm als verursachende Schallquelle sowohl am Tag als auch 
in der Nacht überschritten. 

Auch an den zur Erschließungsstraße hin exponierten Fassaden werden die 
schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 für ein WR-Gebiet durch 
Straßenverkehrslärm als verursachende Schallquelle sowohl am Tag als auch in der 
Nacht überschritten. 

Lärmtechnische Maßnahmen 

Wesentliche Emittenten im Umfeld des Untersuchungsbereiches sind zum einen die 
Schulstraße und zum anderen die weiter entferntere DB-Güterstrecke (Hamm-
Ostefelder-Bahn). Die Emissionen der Güterstrecke haben vor allem Einfluss auf die 
Beurteilungspegel in der Nacht. 

An der Ostfassade des geplanten Gebäudekomplexes im Osten, das zur 
„Schulstraße“ hin ausgerichtet ist, werden die Orientierungswerte der DIN 18005 für 
ein Reines Wohngebiet von 50 dB (A) für den Tageszeitraum um bis zu 14 dB (A) 
und von 40 dB (A) für den Nachtzeitraum aufgrund der Beeinflussung durch die 
Güterbahnstrecke um bis zu 15 dB (A) überschritten. An der Südfassade des 
geplanten Gebäudekomplexes im Osten, das zur „Schulstraße“ ausgerichtet ist, 
werden die Orientierungswerte der DIN 18005 für ein reines Wohngebiet für den 
Tageszeitraum um bis zu 10 dB (A) und für den Nachtzeitraum aufgrund der 
Beeinflussung durch die Güterbahnstrecke um bis zu 12 dB (A) überschritten. 

An den Südfassaden der geplanten Gebäude im Ostteil des Bebauungsplangebietes, 
die zur Erschließungsstraße „Johannes-Kampmeyer-Weg“ hin ausgerichtet sind 
werden die Orientierungswerte der DIN 18005 für ein reines Wohngebiet sowohl in 
den Tageszeitraum um 2 bis 6 dB (A) überschritten. Aufgrund der Beeinflussung der 
Güterbahnstrecke werden die Nachtwerte an diesen Gebäudebereichen um bis zu 10 
dB (A) überschritten. 

An allen anderen Fassaden der geplanten Gebäude im Untersuchungsbereich 
werden die Orientierungswerte der DIN 18005 für ein reines Wohngebiet für den 
Tageszeitraum eingehalten bzw. unterschritten. Die Orientierungswerte für den 
Nachtzeitraum werden dagegen um bis zu 9 dB (A) überschritten. 

„In vorbelasteten Bereichen, insbesondere bei vorhandener Bebauung, bestehenden 
Verkehrswegen und in Gemengelagen, lassen sich die Orientierungswerte oft nicht 
einhalten. Wo im Rahmen der Abwägung mit plausibler Begründung von den 
Orientierungswerten abgewichen werden soll, weil andere Belange überwiegen, sollte 
möglichst ein Ausgleich durch andere geeignete Maßnahmen (z.B. geeignete 
Gebäudeanordnung und Grundrissgestaltung, bauliche Schallschutzmaßnahmen – 
insbesondere für die Schlafräume) vorgesehen und planungsrechtlich abgesichert 
werden.“ (aus: Beiblatt 1 zu DIN 18005 Teil 1). 
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Aufgrund der relativ hohen Überschreitung der Orientierungswerte der DIN 18005 für 
ein reines Wohngebiet, insbesondere an den Ostfassaden der geplanten Gebäude im 
Ostteil des B-Plangebietes sowie insgesamt während der Nacht, sind erhöhte 
Anforderungen an den passiven Schallschutz gestellt. 

Zur Sicherstellung eines ausreichenden Schallschutzes in den Gebäuden müssen 
passive Schallschutzmaßnahmen in Form von Mindestanforderungen an die 
Luftschalldämmung von Außenbauteilen (Fenster, Wände und Dächer ausgebauter 
Dachgeschosse) schutzbedürftiger Nutzungen vorgesehen werden. 

Für die Festlegung der Lärmpegelbereiche nach DIN 4109 (Schallschutz im 
Hochbau) wird für die einzelnen Lärmarten der maßgebliche Außenlärmpegel 
ermittelt. 

Die nachfolgende Tabelle stellt die Zusammenhänge zwischen Lärmpegelbereich, 
maßgeblichem Außenlärmpegel und erforderlichen Schalldämm-Maß der 
Außenbauteile dar: 

Lärmpegel-
bereich 

Maßgeblicher 
Außen-

lärmpegel 

Aufenthaltsräume in Wohnungen, 
Übernachtungsräume in 
Beherbergungsstätten, 

Unterrichtsräume und ähnliches 

Büroräume 1) und 
ähnliches 

  erf. R’w, res des Außenbauteils in dB 

I bis 55 30 - 

II 55 bis 60 30 30 

III 61 bis 65 35 30 

IV 66 bis 70 40 35 

V 71 bis 75 45 40 

VI 76 bis 80 50 45 

VII > 80 2) 50 

1) An Außenbauteile von Räumen, bei denen der eindringende Außenlärm aufgrund der in den Räumen ausgeübten 
Tätigkeiten nur einen untergeordneten Beitrag zum Innenraumpegel leistet, werden keine Anforderungen gestellt. 

2) Die Anforderungen sind hier aufgrund der örtlichen Gegebenheiten festzulegen. 

erf. R‘ w = bewertetes Schalldämm-Maß nach DIN 4109 

Tabelle 4-1:  Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen nach DIN 4109 
(Schallschutz im Hochbau) bei Wohnnutzung und Büronutzung.  

Die Ostfassaden der vorhandenen Gebäude im östlichen Teil des B-Plangebietes 
liegen im Lärmpegelbereich IV. 

An den Fenstern der zuvor genannten Fassaden müssen zusätzlich auch 
schallgedämmte Zusatzbelüftungen eingebaut werden. 

Für alle übrigen Gebäude im Geltungsbereich der 7. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. 238 – Katharinenstraße/Schulstraße –  sind zwar keine Schallschutzmaßnahmen 
bezüglich der Außenbauteile oder Fenster erforderlich, da die Anforderung bereits 
durch die Erfüllung der Anforderungen der Energieeinsparverordnung (EnEV) erfüllt 
sind; es wird jedoch empfohlen, insbesondere die Fenster an den West- und 
Südfassaden mit schallgedämmter Zusatzbelüftung auszustatten, sofern hier 
Schlafräume vorgesehen sein sollten, um den Schallschutz bei geschlossenen 
Fenster in den Innenräumen zu gewährleisten. 
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7. Umweltbelange 
Der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 238 – Katharinenstraße/Schulstraße setzt für 
die Fläche des Geltungsbereichs der 7. Änderung eine öffentliche Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung „Bauspielfarm“ fest. Des Weiteren sind zweckgebundene bauliche 
Anlagen innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Nach Aufgabe 
dieser Nutzung soll im Rahmen der 7. Änderung die vorhandene Siedlungsstruktur 
durch die Schaffung von Baufeldern auf der Fläche sinnvoll ergänzt werden. Der 
Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB 
aufgestellt. Auf eine formelle Umweltprüfung und die Erstellung eines 
Umweltberichtes wurde daher verzichtet. Im Folgenden werden stattdessen kurz die 
Auswirkungen der Planung auf die einzelnen Schutzgüter beschrieben. 

 Schutzgut Mensch 

Für das Schutzgut Mensch sind insbesondere Geruchs-, Lärm- und Lichtimmissionen 
sowie Auswirkungen des Klimas von Bedeutung. Weiterhin ist die Funktion des 
Untersuchungsraumes als Freizeit- und Erholungsraum für den Menschen zu 
berücksichtigen. 

Durch die räumliche Lage ist das Plangebiet sowohl durch siedlungstypische Licht-, 
also auch durch Lärmimmissionen betroffen. Eine erhebliche Steigerung, über eine 
im Siedlungsraum typische Belastung ist im Rahmen der Planung nicht zu erwarten. 
Im gesamten Plangebiet ist maximal von einer Verkehrslärmbelastung in Höhe des 
Lärmpegelbereiches IV der DIN 4109 auszugehen. Diese entsteht im Wesentlichen 
durch die östlich verlaufende Schulstraße. Dieser Lärmpegelbereich beschränkt sich 
auf die Ostfassade des geplanten Mehrfamilienhauses an der Schulstraße. An den 
Fenstern dieser Fassade müssen schallgedämmte Zusatzbelüftungen eingebaut 
werden. Alle anderen Gebäude befinden sich in den Lärmpegelbereichen I bis III. Alle 
sonstigen Schallquellen befinden sich in großer Entfernung, so dass aktive 
Maßnahmen im Plangebiet keine schallschützende Wirkung entfalten würden. Daher 
erscheint es ausreichend, durch passive Maßnahmen (insbesondere 
Schallschutzanforderungen der Fenster) für gesunde Wohnverhältnisse zu sorgen. 
Aufgrund der eher geringen Belastung wird auf eine konkrete Festsetzung verzichtet. 
Die Anforderungen des Lärmpegelbereiches III erfüllen Gebäude beziehungsweise 
deren Fassaden im Neubau heute allein aufgrund der Regelungen der 
Energieeinsparverordnung, die in jedem Fall eingehalten werden muss.  

In unmittelbarer Nähe des Plangebiets befinden sich verschiedene Freizeitnutzungen 
und Naherholungsflächen. Die Fläche der ehemaligen Bauspielfarm war nicht für die 
Allgemeinheit zugänglich. Im Rahmen der Planung entstehen Wohnhäuser mit 
privaten Erholungsgärten. Diese Gartenbereiche sind zwar ebenfalls durch die oben 
genannten Lärmimmissionen betroffen, jedoch nicht in einem Maße, dass die 
Erholungsfunktion nicht mehr vorliegt. Auch der Johannes-Kampmeyer-Weg als 
verkehrsberuhigter Bereich kann der Freizeitnutzung der umgebenden Wohngebiete 
beitragen. Eine Beeinträchtigung des Schutzgutes Mensch kann ausgeschlossen 
werden. 

Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Westlich der Katharinenstraße befindet sich das Landschaftsschutzgebiet 
Recklinghausen-Suderwich (LSG-4409-0012). Das abwechslungsreich gegliederte 
Gebiet mit seinen Grünländern, Ackerfluren, eingegrünten Höfen, gut strukturierten 
Feldgehölzen, Hecken und Obstwiesen ist zur Erhaltung, Entwicklung und 
Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes 
geschützt. Die Bahntrasse und das Gelände der ehemaligen Bauspielfarm sind 
ebenfalls Bestandteile des Landschaftsplans „Emscherniederung“ jedoch ohne 
zeichnerische Festsetzungen. 
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Das Gebiet des Landschaftsschutzgebietes und die Bahntrasse sind Bestandteil des 
Biotopverbundsystems. Da die Bahntrasse nur in ihrer aktuellen Funktion als Rad- 
und Fußweg gesichert wird, ist nicht mit einer Beeinträchtigung der Verbundfläche zu 
rechnen. 

Es befinden sich keine FFH- oder Vogelschutzgebiete, sowie Natur- oder sonstige 
Schutzgebiete im Plangebiet oder seinem wirkungsrelevanten Umfeld. 

Das Plangebiet ist aktuell geprägt von der Brachfläche der ehemaligen Bauspielfarm 
im Südosten des Gebietes. Das zum Teil stark reliefierte Gelände ist insbesondere 
mit Gräsern, Hochstauden und Brombeergebüschen bewachsen. Im Norden verläuft 
die ehemaligen Zechenbahntrasse, die als Rad- und Fußweg genutzt wird. Aktuell 
wird in diesem Bereich die Fernwärmeleitung von Datteln nach Recklinghausen 
Grullbad der E.ON Fernwärme GmbH verlegt. Im Zuge der Bauarbeiten wurde ein 
Teil der Gehölze entlang der Trasse gerodet. 

Die Notwendigkeit zur Durchführung einer Artenschutzprüfung (ASP) im Rahmen von 
Planverfahren oder bei der Zulassung von Vorhaben ergibt sich aus den unmittelbar 
geltenden Regelungen des § 44 Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) in 
Verbindung mit § 45 Abs. 7 BNatSchG. Für das unbebaute Grundstück der 
ehemaligen Bauspielfarm wurde ein gemeinsamer Ortstermin mit der Unteren 
Naturschutzbehörde (UNB) des Kreises Recklinghausen durchgeführt. Dieser 
Ortstermin diente einer Ersteinschätzung der Betroffenheit planungsrelevanter Arten 
im Zuge der notwendigen Beprobung und Abfuhr der abgelagerten Bodenmassen 
sowie der damalig avisierten Grabenpflege zur Prüfung der Entwässerungsplanung 
für eine Teilfläche des Planbereiches.  

Eine artenschutzrechtliche Prüfung des gesamten Plangebietes wurde durch die 
zuständige Fachabteilung Umwelt und Stadtgrün der Stadt Recklinghausen 
durchgeführt.  

Um dem Eintreten von Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG entgegen zu 
wirken, wurde in einer Abschätzung von Vorkommen und Betroffenheit, mit Hilfe der 
Auswertungen des Fachinformationssystems des LANUV und einer Begehung im 
Gelände die Artengruppen näher untersucht. Zudem wurden die Daten zum 
Genehmigungsverfahren der Fernwärmeleitung Datteln-Recklinghausen der E.ON 
Fernwärme GmbH aus dem Jahr 2008 für das Gebiet ausgewertet. 

Nach Informationen des LANUV sind 27 planungsrelevante Arten für die 
berücksichtigten Lebensraumtypen in dem Messtischblatt 4309/4 (Recklinghausen) 
gelistet. Aufgrund der Lage und Ausstattung des Plangebiets kann ein Vorkommen 
von fünf der Vogelarten von vorneherein ausgeschlossen werden. Für weitere 
Vogelarten konnte ein Brutvorkommen ausgeschlossen werden. Die Kartierung im 
Rahmen der Planung der Fernwärmeleitung haben keine Vorkommen von 
planungsrelevanten Vogelarten im Plangebiet ergeben. Es wurde jedoch ein 
Vorkommen der Zwergfledermaus im Plangebiet erfasst. Da die Zwergfledermaus 
sehr anpassungsfähig ist, wird hier nicht mit dem Eintreten von 
artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen gerechnet. Da im Rahmen der Planung 
keine Gehölze betroffen sind, wird auch für die Artengruppe der Fledermäuse nicht 
mit einer erheblichen negativen Beeinträchtigung gerechnet. Das Kollisionsrisiko 
kann durch die Verwendung von LED-Leuchten zur Gebäude und 
Straßenbeleuchtung reduziert werden. Um Verbotstatbestände für „Allerweltsarten“ 
zu vermeiden sind die Gehölz- sowie Heckenstrukturen außerhalb des 
Hauptbrutzeitraumes (von März bis September) zu roden. 

Das Eintreten von Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG wird unter 
Berücksichtigung des Fällzeitraumes nicht erwartet. 

Da der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren aufgestellt wird, wird auf eine 
Bilanzierung der Eingriffe in Natur und Landschaft verzichtet. Nach den Regelungen 
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des § 13a BauGB gelten Eingriffe als erfolgt oder zulässig, so dass kein Erfordernis 
zur Festsetzung von Ausgleichsmaßnahmen besteht. Aufgrund der geringen 
ökologischen Wertigkeit der Fläche der ehemaligen Bauspielfarm wären hier lediglich 
Maßnahmen geringen Umfangs erforderlich geworden. Eingriffe in ökologisch 
wertvolle Flächen finden nicht statt. 

Eine Beeinträchtigung des Schutzgutes Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt kann 
ausgeschlossen werden. 

Schutzgut Boden und Fläche 

Morphologische und geologische Verhältnisse 

Das Gebiet liegt morphologisch am Nordhang einer nach Osten entwässernden 
Talaue, aus welcher der Suderwicher Bach entspringt. Das natürliche Relief ist 
nahezu eben mit geringem Gefälle von ca. 0,5 bis 1,0 % nach ostnordost. Der 
nördliche Teil der Fläche wird durch einen circa fünf Meter hohen, ehemaligen 
Zechenbahndamm eingenommen, entlang dessen südlichem Fuß eine nach Osten 
entwässernde Mulde gestaltet ist. Den tieferen Untergrund des 
Bebauungsplangebiets bilden Schichten des Flöz-führendem Karbon. Diese werden 
von circa 400 Meter mächtigen Mergeln der Oberkreise überlagert. Zuoberst der 
natürlichen Schichtenfolge lagert bis zu wenige Meter mächtiger quartärer Löß, der 
oberflächennah zu Mutterboden umgewandelt ist. 

Nutzungsgeschichte 

Bis Ende des 19. Jahrhunderts wurde die Fläche landwirtschaftlich genutzt. Im Zuge 
der Gründung der Zeche König Ludwig 4/5 im Jahre 1900 kaufte die 
Bergwerksgesellschaft umliegende Flächen zur Errichtung von Wohnhäusern für die 
Bergarbeiter sowie die verkehrstechnische Anbindung des Bergbaustandortes. 

Nach Zusammenschluss der Zechen König Ludwig 4/5 und Ewald Fortsetzung 1/3 in 
Oer-Erkenschwick im Jahr 1931 verband diese eine Materialseilbahn, mit der Kohle 
von Ewald Fortsetzung nach König Ludwig transportiert wurde. Die Seilbahn verlief in 
Ost-West-Richtung über die gesamte Länge des weiterhin als Grabeland genutzten 
Grundstücks. Gemäß einem historischen Luftbild stand circa 100 Meter westlich der 
Schulstraße und 45 Meter südlich der Bahntrasse ein Stützmast der Seilbahn 
innerhalb des Plangebiets. Um 1960 erfolgte der Rückbau der Materialseilbahn samt 
Stützmast. 

Seit Juli 1974 war das circa 8.600 Quadratmeter große und bis dahin als Grabeland 
genutzte Areal für den Betrieb einer Bauspielfarm verpachtet.  

Veränderungen der natürlichen Morphologie, Bodenerkundungen in Vorbereitung der 
Baureifmachung 

Im Ostteil des Geltungsbereichs wurden die natürlichen Bodenverhältnisse 
insbesondere während des Betriebs der Bauspielfarm seit Mitte der 1970er Jahre 
durch den Auftrag von Fremdmaterialien zur Reliefgestaltung, zur Erstellung von 
Anschüttungen, Beeten, etc., die Anlage einer Erschließungstrasse sowie Gründung 
und Erschließung mehrerer Gebäude verändert. Nach der Aufgabe der Nutzung blieb 
die aus Hügeln und Wällen bestehende künstliche Morphologie erhalten. 

Am 25.7.1991 verfasste das Chemische Laboratorium Dr. E. Weßling im Zuge einer 
Untersuchung von Spielplätzen im Stadtgebiet Recklinghausen einen Bericht zu den 
Bodenverhältnissen der Bauspielfarm. Bis etwa 30 Zentimeter unter 
Geländeoberkante wurde bei den Probenahmen außerhalb befestigter Bereiche 
dunkler, lehmiger Sand angetroffen, darunter in der Regel eine aus Bauschutt 
bestehende künstliche Aufschüttung. Die chemischen Analysen ergaben keine 
Auffälligkeiten, so dass keine Anhaltspunkte für eine gesundheitliche Gefährdung 
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spielender Kinder über den direkten Einwirkungspfad Boden-Mensch vorhanden 
waren. 

Im Rahmen der Vorbereitung der Baureifmachung der Fläche hat das Ingenieurbüro 
IFB aus Bochum eine Erfassung und abfallwirtschaftliche Beurteilung der von der 
Fläche vor einer Wohnbaunutzung zu entfernenden Materialien sowie überschlägige 
Kostenschätzung zu ihrer Beseitigung erstellt. Die Erkundung der Hügel, Wälle und 
des oberflächennahen Untergrundes erfolgte über die Anlage von 18 bis in den 
natürlichen Boden geführten Baggerschürfen. Aus den Schürfen entnommene 
Mischproben wurden stichprobenhaft chemisch analysiert und aus abfallrechtlicher 
Sicht beurteilt. Es ergaben sich Einstufungen gemäß der Listen Boden und Bauschutt 
der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA-Listen) in die LAGA-Klassen Z 1.2 und 
Z 2. Die in der Bundesbodenschutzverordnung enthaltenen Prüfwerte für 
Wohngebiete wurden bei sämtlichen analysierten Parametern (Schwermetalle, 
polycyklische Kohlenwasserstoffe/Benzo-a-pyren, Cyanide, polychlorierte 
Biphenyle/PCB, leichtflüchtige halogenierte Kohlenwasserstoffe/ LHKW, ferner 
Mineralölkohlenwasserstoffe) der beprobten Aufschüttungsfraktionen unterschritten 
beziehungsweise lagen die analysierten Werte unter der Nachweisgrenze. 

Die Fremdmaterialien bestehen überwiegend aus einem heterogenen Gemisch von 
Boden(aushub) mit untergeordneten, wechselnden Anteilen (weniger als 10 % bis 
circa 30 %) von Bauschutt, Mauerwerk, Altholz, Metall und Hausmüll. Als 
„Reinfraktion“ wurden örtlich Bergematerial und im Bereich der Erschließungstrasse 
Pflastersteine, Kalksteinschotter, Asche und Schlacken angetroffen. Unterhalb der 
aufgebrachten Materialien befindet sich die aus Mutterboden beziehungsweise Löß 
bestehende ehemalige natürliche Geländeoberfläche. Anhaltspunkte für flächige, 
tiefer reichende Auffüllungen mit Fremdmaterialien liegen nicht vor. Die mit den 
Schürfen angetroffenen Materialien sind allesamt fest, das heißt nicht flüssig oder 
pastös, so dass grundsätzlich durch sie keine Beeinträchtigung tiefer liegender 
Bodenschichten zu besorgen ist. 

Abgesehen von der ungeeigneten topographischen Gestaltung der Fläche sind die 
Fremdmaterialien wegen ihrer stofflichen Art und Zusammensetzung auch mit einer 
gärtnerischen Nutzung unverträglich. Daher sind sie vor der Erteilung von 
Baugenehmigungen beziehungsweise einer behördlichen Freigabe der Grundstücke 
zur Bebauung bis auf den natürlich gelagerten Boden zu entfernen. Das Entfernen 
und Wiederverwerten/Entsorgen der der natürlichen Geländeoberfläche zur 
Oberflächengestaltung in Form von Hügel, Wällen, Wegebefestigungen 
aufgebrachten Fremdmaterialien bis auf den natürlichen Boden ist unter 
gutachterlicher Begleitung und Dokumentation mit Beteiligung der Unteren 
Bodenschutzbehörde des Kreises Recklinghausen durchzuführen. 

Nach Entfernung der Fremdmaterialien bis auf den natürlich gelagerten Boden ist die 
Unbedenklichkeit/Schadstofffreiheit der Fläche mittels Entnahme und Analyse 
oberflächennaher Mischproben gutachterlich nachzuweisen. 

Durch die Entfernung der künstlich eingebrachten Böden ist eine Verbesserung im 
Vergleich zur Bestandssituation zu erwarten. 

Altlasten 

Nach Stilllegung der Zeche wurde die Gleisanlage der Grubenanschlussbahn im Jahr 
2000 rückgebaut. Nach einer im Zuge des Abschlussbetriebsplanverfahrens erfolgten 
Untersuchung und Gefährdungsabschätzung des Bahnkörpers wurde dieser aus der 
Bergaufsicht entlassen, „da von der Fläche der ehemaligen Bahntrasse der 
Zechenbahn Hafen König Ludwig – Übergabebahnhof Becklem keine Gefahren für 
die Allgemeinheit ausgehen und auch zukünftig nicht zu erwarten sind.“ Bei 
Beibehaltung der aktuellen Nutzung der Trasse der ehemaligen 
Grubenanschlussbahn als Radweg- und Fernwärmetrasse liegen aufgrund des 
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natürlichen Bergematerial, aus welchem der Damm geschüttet wurde, und der im 
Zuge des Abschlussbetriebsplanverfahren durchgeführten Gefährdungsabschätzung, 
keine Anhaltspunkte für eine nachteilige Beeinflussung des Bebauungsplangebiets 
durch diese vor. 

In dem von der Unteren Bodenschutzbehörde, Kreis Recklinghausen, geführten 
Kataster der Altlasten und Altlastverdachtsflächen wurde der ehemalige 
Zechenbahndamm unter der Nummer 4309/2033 zunächst als Altablagerung, später 
als Altstandort erfasst. 

Im Rahmen der Überplanung der Fläche der ehemaligen Bauspielfarm wird kein 
Eingriff in die Fläche des Bahndammes vorgenommen. Die Versiegelung von Flächen 
wird zur Verringerung der biologischen Funktionen des Schutzgutes Boden und 
Fläche führen. Dem steht jedoch der Schaffung von Wohnraum gegenüber, auch vor 
dem Hintergrund, dass es sich zu großen Teilen um bereits gestörte Böden handelt. 
Eine Beeinträchtigung des Schutzgutes Boden und Fläche kann daher 
ausgeschlossen werden. 

Schutzgut Wasser 

Oberflächengewässer 

Im Plangebiet befindet sich für die Regenwasserableitung der Seitengraben südlich 
des ehemaligen Bahndammes (Fließrichtung Osten) mit einer bestehenden 
Verbindung im Bereich der Schulstraße zum Suderwicher Bach. Ebenfalls befinden 
sich nördlich der Verkehrsfläche des Johannes-Kampmeyer-Wegs und westlich der 
Schulstraße Entwässerungsmulden, die die Verbindung zum nördlich befindlichen 
Suderwicher Bach herstellen. Westlich des Änderungsbereiches existiert ein 
bestehendes Regenrückhaltebecken, das ebenfalls über den vorhandenen 
Seitengraben abgeleitet wird. 

Grundwasser 

Die generelle Fließrichtung des ersten Grundwasserstockwerkes ist von West nach 
Ost gerichtet. Die Flurabstände des ersten Grundwasserstockwerks liegen in 
Abhängigkeit von den jahreszeitlichen Niederschlägen und der Geländehöhe im 
Bereich zwischen wenigen Dezimetern und circa zwei Metern. In niederschlagsarmen 
Jahren kann sich der Flurabstand des ersten Grundwasserstockwerks 
vorrübergehend erheblich vergrößern. Es wird empfohlen, die geringen 
Grundwasserflurabstände beziehungsweise drückendes Wasser hinsichtlich der 
Trockenhaltung unterkellerter Gebäude zu beachten. 

Der Hinweis zur Trinkwassernutzung aus der Begründung gemäß § 9 Abs. 8 BauGB 
zum Bebauungsplan Nr. 238 – Katharinenstraße/Schulstraße - wird vorsorglich 
beibehalten: 

„Aufgrund geringfügiger Verunreinigungen ist im gesamten Planbereich die 
Trinkwassernutzung des quartären Grundwassers ausgeschlossen.“ 

Durch die Umsetzung der Planung würden vormals unversiegelte Flächen versiegelt. 
Da der Boden für die Versickerung auf Grund der geringen Flurabstände zum ersten 
Grundwasserstockwerk ungeeignet erscheint, wird eine Beeinträchtigung des 
Schutzgutes Wasser im Zuge der Planung ausgeschlossen. 

Schutzgut Klima und Luft 

Das Plangebiet befindet sich in der atlantischen Klimaregion mit mildem Klima 
(mittlere Jahrestemperatur von 10 bis 11 °C und einer Niederschlagssumme von 800 
bis 900 mm im Jahr (MULNV NRW 2017).   

Das Plangebiet ist dem Klimatop der dörflichen Strukturen zugeordnet. Zu einem 
Klimatop werden Bereiche mit ähnlicher Struktur und klimatischer Ausprägung 
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zusammengefasst. Das Klimatop der dörflichen Strukturen ist durch eine lockere 
Bebauung mit einem geringen Versiegelungsgrad und einem hohen Anteil an 
Strauch- und Baumvegetation geprägt. Im Zuge der Planung wird der 
Versiegelungsgrad im Plangebiet erhöht und sich der Bereich zu einem 
Siedlungsklimatop entwickeln. Das Siedlungsklimatop unterscheidet sich vom 
Klimatop der dörflichen Strukturen zum einen durch eine dichtere Bebauung und zum 
anderen durch einen geringeren Grünflächenanteil. Dennoch handelt es sich um 
Bereiche mit einer mäßigen Bebauung und einer relativ guten Durchgrünung. Hieraus 
resultiert eine nur schwache Ausprägung von Wärmeinseln, und es werden ein 
ausreichender Luftaustausch sowie in der Regel gute bioklimatische Bedingungen in 
diesem Klimatop gewährleistet.  

Das Klimaanpassungskonzept der Stadt Recklinghausen ist als „sonstige 
städtebauliche Planung“ im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 11 des BauGB beschlossen 
worden. Das Plangebiet und seine Umgebung weisen im Hinblick auf den 
Klimawandel/ Klimaanpassung kaum Konfliktpotential auf. Bei der Veränderung des 
Klimatops der dörflichen Strukturen in ein Siedlungsklimatop ist nur von einer 
geringfügigen Auswirkung auszugehen, die zudem nur der Schaffung von Wohnraum 
gegenübersteht. Im Rahmen der Planung werden keine Beeinträchtigungen des 
Schutzgutes Klima und Luft erwartet.  

Den oben aufgeführten geringen negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Luft und 
Stadtklima steht insbesondere die Schaffung von neuen Wohnangeboten gegenüber. 

Schutzgut Orts- und Landschaftsbild 

Das Ortsbild ist durch die Lage innerhalb des Siedlungskörpers des Johannes-
Kampmeyer-Wegs gekennzeichnet. Die Brachfläche erzeugt aktuell einen eher 
ungepflegten Eindruck vom Quartier. Durch eine bauliche Nutzung wird der 
Siedlungskörper baulich geschlossen und bekommt einen gepflegteren und 
geordneten Eindruck. Die Planung kann für das Schutzgut Landschafts- und Ortsbild 
als positiv betrachtet werden. 

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Es sind keine Kulturgüter und sonstigen Sachgüter im Untersuchungsraum bekannt. 
Die Aufnahme eines Hinweises bei eventuellen Funden sichert einen angemessenen 
Umgang mit diesem Schutzgut. Bei einer Durchführung der Planung sind deshalb 
keine Auswirkungen auf das Schutzgut Kulturgüter und sonstige Sachgüter zu 
erwarten. 

Wechselwirkungen 

Es sind keine negativen Wechselwirkungen der verschiedenen Schutzgüter unter- 
und gegeneinander sowie zwischen den allgemeinen Schutzgütern und den 
Schutzgütern und Erhaltungszielen von Natura-2000-Gebieten bekannt. 

Zusammenfassende Bewertung 

Im Plangebiet liegen keine besonderen Wertigkeiten der Schutzgüter und ihrer 
Wechselwirkungen vor. Belastungen sind in den künstlichen Anschüttungen auf dem 
Gelände der ehemaligen Bauspielfarm vorhanden. Die eingebrachten Böden müssen 
vor der Vermarktung entfernt und die Unbedenklichkeit der Fläche gutachterlich 
nachgewiesen werden. Zudem ist die unzureichende Versickerungsfähigkeit zu 
berücksichtigen. Für diese Vorgaben sind auf der Ebene des 
Baugenehmigungsverfahrens geeignete Maßnahmen aufzustellen und 
durchzuführen. Beeinträchtigungen der Schutzgüter sind durch die Planung nicht zu 
erwarten, zum Teil liegen positive Auswirkungen vor. 
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8. Maßnahmen zur Verwirklichung 
Die Fläche der künftigen Baugrundstücke befindet sich vollständig im Eigentum der 
Stadt Recklinghausen. Eine bodenordnerische Maßnahme ist daher nicht erforderlich. 
Im Vorfeld der Vermarktung, beziehungsweise des Verkaufs der Grundstücke muss 
die Bodensanierung der Fläche, wie unter Punkt 7 – Umweltbelange, Schutzgut 
Boden und Fläche – beschrieben, abgeschlossen sein. 

9. Kosten 
Im Rahmen des Planvollzuges wird die Gemeinde Investitionen im Hinblick auf die 
Infrastruktur und die Bodensanierung vornehmen. Neben der Herstellung der 
Verkehrsflächen muss insbesondere im Hinblick auf die Schmutz- und 
Niederschlagswasserbeseitigung eine Herstellung von Erschließungsanlagen 
erfolgen. Diesem stehen die Erlöse aus dem Verkauf der städtischen 
Eigentumsflächen gegenüber. Vor der Vermarktung, beziehungsweise vor der 
Bebauung der Fläche, muss die Sanierung der Böden erfolgen. 

Der Fachbereich Ingenieurwesen hat im Januar 2018 hierzu Kosten für die endgültige 
Herstellung der Straßen in Höhe von circa 47.250 € und circa 350.000 € für die 
Herstellung der Entwässerungsanlagen geschätzt. Teile der Herstellungskosten sind 
umlagefähig, dem verbleibenden Teil stehen Einnahmen aus der Vermarktung der 
Baugrundstücke entgegen. 

Nach Kostenschätzung des Büros IfB aus Bochum im Februar 2018 ist der Rückbau 
der Anschüttungen mit Abfuhr des Materials mit circa 284.000 € anzusetzen. Für die 
Rodungsarbeiten, die Beseitigung des organischen Materials, die mögliche 
Entfernung von Bauwerksresten im Untergrund und für das Anfüllen von Tieflagen mit 
unbelasteten Bodenmaterial sind circa 113.600 € geschätzt. In Summe belaufen sich 
die geschätzten Kosten für die Sanierung der Fläche auf circa 400.000 €.  

Durch die jährliche Baukostensteigerung kann die tatsächliche Summe die 
geschätzten Summen übersteigen. 

 

10. Flächenbilanz 

Flächenart Größe in m² Anteil an Gesamtfläche

Reine Wohngebiete 6.198 m² 21 %

Straßenverkehrsflächen 660 m² 2 %

Verkehrsflächen bes. Zweckbestimmung 3.244 m² 11 %

Öffentliche Grünflächen 15.300 m² 52 %

Flächen für die Wasserwirtschaft 4.077 m² 14 %

Flächen für Versorgungsanlagen 55 m² 0,01 %

Gesamt 29.534 m² 100 %

  (100,01% durch Rundungsfehler) 
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11. Textlicher Teil  
 

1. Festsetzungen gemäß § 9 Baugesetzbuch (BauGB) und gemäß Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) 

1.4 Maßnahmen bzw. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB wird für den Geltungsbereich der 7. Änderung 
folgendes festgesetzt: 

Zum Schutz vor Lärmeinwirkungen durch den Straßenverkehr der Schulstraße und 
den Schienenverkehr der Bahnstrecke Hamm-Osterfeld südlich des Plangebietes 
werden bei der baulichen Errichtung oder baulichen Änderung von Räumen, die nicht 
nur zum vorübergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, unterschiedliche 
Anforderungen an die Schalldämmung von Außenbauteilen gestellt. Zur Festlegung 
der erforderlichen Luftschalldämmung von Außenbauteilen gegenüber Außenlärm 
werden in der DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau) verschiedene Lärmpegelbereiche 
zugrundegelegt, denen die vorhandenen oder zu erwartenden „maßgeblichen“ 
Außenlärmpegel zuzuordnen sind. 

Für Außenbauteile von Aufenthaltsräumen von Wohnungen (mit Ausnahme von 
Küchen, Bädern und Hausarbeitsräumen) sind demnach innerhalb des 
gekennzeichneten Lärmeinwirkungsbereiches innerhalb des WR III g-Bereichs 
befindlichen, zur Schulstraße zugewandten Fassaden (Ostfassaden) in einem 
Abstand von 18 m zur Straßenmitte der Lärmpegelbereich IV zuzuordnen und somit 
ein erforderliches Schalldämmmaß R’w, res = 40 dB (A) einzuhalten.  

Die Berechnung des resultierenden Schalldämmmaßes R’w, res hat nach der DIN 4109 
zu erfolgen. An den Fenstern dieser Fassaden müssen zusätzlich auch 
schallgedämmte Zusatzbelüftungen eingebaut werden um die Frischluftzufuhr zu 
sichern. 

1.6 Zulässige Grundfläche in den WR II o – Gebieten (§ 19 Abs. 4 BauNVO)  

Gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO wird festgesetzt, dass in den WR II o Gebieten mit der 
Bezeichnung „A“ die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 durch die 
Grundflächen der im Satz 1 des § 19 Abs. 4 BauNVO genannten Anlagen bis zu 50 
von Hundert überschritten werden darf. 

1.8 Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB und § 9 Abs. 4 BauGB i. V. 
m. § 44 LWG)  

In dem Bereich zwischen der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
Parkanlage (ehemalige Grubenanschlussbahn) und der Wilhelminenstraße ist das 
Niederschlagswasser der durch die bestehenden Straßen und der projektierten 
Straßen erschlossenen Baugrundstücke entweder unmittelbar in die angrenzende 
Fläche für die Wasserwirtschaft (sonstiges Gewässer) oder mittels 
Entwässerungsmulden und Entwässerungsgräben, welche als Flächen für die 
Wasserwirtschaft festgesetzt sind und an das sonstige Gewässer angebunden sind, 
einzuleiten.  

Das Oberflächenwasser der Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung - 
verkehrsberuhigte Bereiche - ist in dem oben genannten Bereich ebenfalls dem 
Regenwasserkanal zuzuführen. 

Sollte aufgrund fehlender Höhendifferenzen die Sammlung des Oberflächenwassers 
der zuvor genannten Flächen in einem Regenwasserkanal nicht möglich sein, ist 
ersatzweise innerhalb der Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung - 
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verkehrsberuhigte Bereiche - ein ausreichend dimensionierter Straßenseitengraben 
zur Sammlung der Oberflächenwasser anzulegen. 

1.9 Höchstzulässige Zahl der Wohneinheiten in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 
BauGB) 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB sind in dem mit „A“ gekennzeichneten WR-Gebiet je 
Wohngebäude als Einzelhaus maximal 2 Wohneinheiten zulässig. Bei 
Doppelhaushälften ist je Wohngebäude maximal 1 Wohneinheit zulässig. 

1.10 Flächen für förderfähige Wohngebäude (§ 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB) 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB wird festgesetzt, dass in dem mit „B“ 
gekennzeichneten WR-Gebiet nur Wohngebäude errichtet werden dürfen, die mit 
Mitteln der sozialen Wohnraumförderung gefördert werden könnten. 

1.11 Überschreitung von Baugrenzen (§ 23 Abs. 3 S. 3 BauNVO) 

Terrassenüberdachungen und Wintergärten dürfen gemäß § 23 Abs. 3 S. 3 BauNVO 
ausnahmsweise die durch Baugrenzen festgesetzten überbaubaren 
Grundstücksflächen überschreiten. Eine Überschreitung ist allerdings nur innerhalb 
der für diese Zweckbestimmung vorgesehenen Bereiche zulässig. 

3. Hinweise 

3.2 Trinkwassernutzung 

Aufgrund geringfügiger Verunreinigungen ist im gesamten Planbereich die 
Trinkwassernutzung des quartären Grundwassers ausgeschlossen. 

3.3 Kampfmittelbeseitigung 

Laut Stellungnahme des Staatlichen Kampfmittelbeseitigungsdienstes (KDB) wurde 
auf Basis der zurzeit vorhandenen Unterlagen festgestellt, dass keine unmittelbare 
Kampfmittelbelastung der beantragten Fläche (Geltungsbereich der 7. Änderung) 
vorliegt (Indikator 2.2). Wegen erkennbarer Kriegsbeeinflussung (vereinzelte 
Bombardierung, Artilleriebeschuss) kann eine – derzeit nicht erkennbare – 
Kampfmittelbelastung der beantragten Fläche aber nicht gänzlich ausgeschlossen 
werden. 

Folgende Maßnahmen der Kampfmittelbeseitigung sind erforderlich: 

 Absuchen der zu bebauenden Flächen und Baugruben 
 Anwendung der Anlage 1 der Technischen Verwaltungsvorschrift für die 

Kamfmittelbeseitigung (TVV KpfMiBesNRW) – Baugrundeingriffe auf Flächen mit 
Kampfmittelverdacht ohne konkrete Gefahr. 

Die TVV KpfMiBesNRW ist im Internet unter http://www.im.nrw.de/sch/725.htm 
abrufbar. 

Eine Luftbildauswertung konnte nur bedingt durchgeführt werden, da teilweise 
Schatten und Bewuchs keine Aussagen über mögliche Blindgängereinschlagsstellen 
zulassen. 

Es konnten alliierte Luftbilder bis zum 05.04.1945 ausgewertet werden. 

Allgemeines 

Weist bei der Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub auf außergewöhnliche 
Verfärbung hin oder werden verdächtige Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten 
sofort einzustellen und der Fachbereich Bürger- und Ordnungsangelegenheiten oder 
direkt Polizei/Feuerwehr zu verständigen. 
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3.4 Gutachten und Vorschriften 

Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, 
Technische Anleitungen und DIN-Vorschriften) sowie die zur Planung zugehörigen 
Fachbeiträge und Gutachten können bei der Stadt Recklinghausen, Fachbereich 61 – 
Planen, Umwelt, Bauen – Technisches Rathaus, Westring 51, 45659 
Recklinghausen, eingesehen werden. 

Gutachten zur Grundwassersituation Bebauungsplan Nr. 238 - 
Katharinenstraße/Schulstraße vom Februar 1996 (Gutachterbüro AGUS, Bochum) 

Stadtökologischer Fachbeitrag zum Bebauungsplan Nr. 238 - 
Katharinenstraße/Schulstraße - von 1999 (Gutachterbüro für Kommunal- und 
Regionalplanung Essen) 

Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 238 - 
Katharinenstraße/Schulstraße - von Februar 2000 (Stadtverwaltung Recklinghausen, 
Fachbereich 61/1 - Verkehrsplanung -) 

Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 238 -
Katharinenstraße/Schulstraße - hier: 7. Änderung, Nördlich Johannes-Kampmeyer-
Weg von November 2016 (Stadtverwaltung Recklinghausen, Fachbereich 61/4 - 
Verkehrsplanung -) 

Artenschutzrechtliche Prüfung Stufe 1 zur 7. Änderung des Bebauungsplan Nr. 238 – 
Katharinenstraße/Schulstraße von Januar 2018 (Stadtverwaltung Recklinghausen, 
Fachbereich 61/5 – Umwelt und Stadtgrün) 

Ergebnisse und Beurteilung der Bodenuntersuchung auf der Bauspielfarm Suderwich 
vom 25.07.1991 (Chemisches Laboratorium Dr. E. Weßling, Altenberge) 

Kostenermittlung über die Beseitigung der Anschüttungen auf der Fläche „Johannes-
Kampmeyer-Weg“ in Recklinghausen vom 27.02.2018 (IfB mbH, Bochum) 

3.5 Schallschutz 

Für die Gebäude im reinen Wohngebiet mit dem Zusatz „A“ sind keine 
Schallschutzmaßnahmen bezüglich der Außenbauteile oder Fenster erforderlich; es 
wird jedoch empfohlen, insbesondere die Fenster an den West- und Südfassaden mit 
schallgedämmter Zusatzbelüftung auszustatten, sofern hier Schlafräume vorgesehen 
sein sollten, um den Schallschutz auch bei geschlossenem Fenster in den 
Innenräumen zu gewährleisten.  

Die Ostfassaden der Gebäude im reinen Wohngebiet mit dem Zusatz „B“ im östlichen 
Geltungsbereich liegen im Lärmpegelbereich IV. An den Fenstern dieser Fassaden 
müssen zusätzlich auch schallgedämmte Zusatzbelüftungen eingebaut werden. 

3.6 Artenschutz 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes wurde eine Artenschutzprüfung 
durchgeführt. Folgende Hinweise sind zu beachten: 

 Zur Vermeidung der Tötung von Vögeln sind Baufeldfreimachung (Baumfällungen) 
und Bauaktivitäten außerhalb der Brutzeiten zwischen dem 01. Oktober und 28./29. 
Februar jeden Jahres durchzuführen. Abweichungen sind nach fachlicher 
Begründung (z.B. definitiver Ausschluss von Vogelbruten) in Abstimmung mit der 
zuständigen Naturschutzbehörde möglich. 

 Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG bezüglich einer 
potenziellen Beeinträchtigung der Jagdhabitate von Fledermäusen sind 
Bauaktivitäten ausschließlich außerhalb der Nachtzeit durchzuführen. 

 Zur nächtlichen Beleuchtung der Außenanlagen sind ausschließlich LED-Leuchten 
und Natriumdampflampen zu verwenden. Die Verwendung von Quecksilberdampf-
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Hockdrucklampen (HQL) soll nicht erfolgen. Eine Lichtstreuung nach oben ist zu 
vermeiden. 

3.7 Denkmalschutz und Denkmalpflege 

Sollte in diesem Gebiet gegraben bzw. ausgeschachtet werden, muss damit 
gerechnet werden, dass kreidezeitliche Fossilien (u.a. Großammoniten und Fische) 
gefunden werden können. Folgende Hinweise sind zu berücksichtigen: 

 Erste Erdbewegungen sind rechtzeitig (ca. 14 Tage vor Beginn) der LWL-
Archäologie für Westfalen, An den Speichern 7, 48157 Münster und dem LWL-
Museum für Naturkunde, Referat Paläontologie, Sentruper Straße 285, 48161 
Münster schriftlich mitzuteilen. 

 Der LWL-Archäologie für Westfalen oder der Gemeinde als Untere 
Denkmalbehörde sind Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bodenfunde, aber 
auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit) 
unverzüglich zu melden. Ihre Lage im Gelände darf nicht verändert werden (§§ 15 
und 16 DschG). 

 Der LWL-Archäologie für Westfalen oder ihren Beauftragten ist das Betreten der 
betroffenen Grundstücke zu gestatten, um ggf. archäologische und/oder 
paläontologische Untersuchungen durchführen zu können (§ 28 DschG NRW). Die 
dafür benötigten Flächen sind für die Dauer der Untersuchungen freizuhalten. 

3.8 Baugrundeigenschaften 

Den Baugrund bilden stauwasserbeeinflusste Böden aus Lößlehm und 
Solifluktionsbildungen/Grundmoränenresten über Sandmergelgestein der 
Recklinghausen-Schichten. 
Bodenarbeiten sind entsprechend auf die Witterung und Bodenfeuchte abzustimmen 
um eine unnötige Bodenverdichtung zu vermeiden. 
Aus ingenieurgeologischer Sicht wird empfohlen, die Baugrundeigenschaften 
objektbezogen zu untersuchen und zu bewerten. 

3.9 Bodenverunreinigungen 

Aus der bisherigen Vornutzung als Bauspielfarm sind im Plangebiet noch 
Fremdmaterialien im Vergleich zu den natürlichen Geländeverhältnissen vorhanden. 
Diese sind wegen ihrer stofflichen Art und Zusammensetzung auch mit einer 
gärtnerischen Nutzung unverträglich. Daher sind sie vor der Erteilung von 
Baugenehmigungen beziehungsweise einer Bebauung bis auf den natürlich 
gelagerten Boden zu entfernen. Das Entfernen und Wiederverwerten/Entsorgen der 
der natürlichen Geländeoberfläche zur Oberflächengestaltung in Form von Hügel, 
Wällen, Wegebefestigungen aufgebrachten Fremdmaterialien bis auf den natürlichen 
Boden ist unter gutachterlicher Begleitung und Dokumentation mit Beteiligung der 
Unteren Bodenschutzbehörde des Kreises Recklinghausen durchzuführen. 

Werden während der Bauarbeiten und sonstigen Eingriffen in den Boden 
Auffälligkeiten (Aussehen, Farbe, Geruch, Fremdmaterial, usw.) angetroffen, sind die 
Bauarbeiten einzustellen und das weitere Vorgehen umgehend mit der Unteren 
Bodenschutzbehörde des Kreises Recklinghausen abzustimmen. 

3.10 Altlasten 

Die Grundstücke Gemarkung Recklinghausen, Flur 453, Flurstücke 9 und 12 sind als 
ehemalige Zechenbahntrasse im Kataster über Altlasten und altlastenverdächtige 
Flächen unter der Reg.-N. 4309/2033 erfasst. Auf Grund der inhomogenen 
Anschüttungen von mehreren Metern Mächtigkeit sind alle Eingriffe in diesem Bereich 
im Vorfeld mit der Unteren Bodenschutzbehörde abzustimmen. Einer gezielten 
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Versickerung in diesem Bereich kann auf Grund der fehlenden Untersuchungen 
derzeit nicht zugestimmt werden. Pflanzarbeiten sind vorab mit der Unteren 
Bodenschutzbehörde abzustimmen, auf die Einhaltung des § 12 BBodSchV und der 
dazugehörigen Merkblätter, DIN-Normen und Regelwerke ist zu achten. 

3.11 Bergbau 

Das Plangebiet hat bergbaulichen Einwirkungen unterlegen. 

 

 

Recklinghausen, den 06.03.2019 

Der Bürgermeister 

Im Auftrag 

 

 

 

 

R A P I E N 

Leitender Städtischer Baudirektor 

 


